
Bundessozialgericht

BE,-‚=- 5_319£>2£21

Zugestellt_
am 15. April 1975

RegHauptsekretär
als Urk. Beamter
d. Gesch.8telle

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger, Revisionskläger und
Anschlußrevisionsbeklagter,

g e g e n

Beklagte, Revisionsbeklagte und
Anschlußrevisionsklägerin°

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 12° Dezember 1972 durch den Vor—

sitzenden Richter Dr° L & nggk e i t, die Richter

S p i e l m e y e r und Dr° H e i n z e und die
ehrenamtlichen Richter R e i m e r und N i t s c h e
für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers und die Anschlußrevision der

Beklagten gegen das Urteil des Landessozielgerichts

Niedersachsen vom 6° Juli 1971 werden zurückgewiesen"

Die Beteiligten haben einander keine Kosten des
Revisionsverfahrens zu erstatten°
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Die Beteiligten —das klagende Land un die beklagte
Ersatzkasse — streiten über die Verbflichtung der Be—

klagten, dem Kläger die von ihm übernommenen Kosten

mehrerer stationärer Tuberkulose—Behandlungen des in—

zwischen verstorbenen, bei der Beklagten freiwillig

versichert gewesenen Regierungsobersekretärs B:■j (B„)

zu erstatten» B° war u„a„ vom 45° Juni bis 22° Oktober

4962, vom 25° bis 50„ Oktober 4962, vom 27° Februar bis

zum 6, März 4964 und vom 26; Juli bis zum 49° September

4965 in Heilstättenbehandlung° Die Kosten früherer Be—

handlungen (zwischen Februar 4964 und Mai 4962) hat die

Beklagte dem Kläger aufgrund eines rechtskräftigen Ur—

teils des Senats vom 25„ November 4966 (SozR Nr° 8 zu
% 4 der 42° AufbauV0 vom 24° Dezember 4955) nach dem
seinerzeit noch gültigen Tbc—Hilfegeset7— ersetzt° Wäh—

rend dieser Rechtsstreit noch schwebte, leitete der Kläger

"als Dienstherr” des B° nach dessen Wiederaufnahme in eine

Heilstätte im Juli 4965 seine Leistungsansprüche gegen
die Beklagte gemäß % 90 des am 4° Juni 4962 in Kraft ge—
tretenen Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) auf sich über°

Insoweit, d.h° wegen der auf die letzte Behandlungszeit

(26, Juli bis 49" September 4965) entfallenden Kosten, hat
das Landessozialgericht (LSG) dem Erstattungsbegehren des

Klägers stattgegeben° Wegen der übrigen‚ die Behandlungsze}

ten“ zwischen dem 43„ Juni 4962 und dem 6„ März 4964 be—

treffenden Kosten hat es dagegen den — erstmals im Mai

4967 erhobenen — Ersatzanspruch für unbegründet gehalten;

insoweit habe nämlich der Kläger die Behandlungskosten

nicht als Dienstherr des B„? sondern als Sozialhilfeträger

nach 5 59 BSHG a„F„ getragen, so daß er seinen Ersetzen—

spruch nach 55 4554 ff der Reichsversicherungsordnung (RVG)
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innerhalb einer sechsmonatigen Ausschlußfrist (& 1559 EVO)

hätte anmelden müssen‚ was nicht geschehen sei, wie die Be—

klagte mit Recht eingewendet habe (Urteil vom 6„ Juli 1971)‚

Der Kläger hat die zugelassene Revision eingelegt und gel—l

tend gemacht, das LSG habe nicht genügend berücksichtigt‚ii

daß B° Landesbeamter gewesen sei; deshalb habe das Land

die Tbc—Hilfe nicht als Sozialhilfeträger‚ sondern als

Dienstherr gewährt° Die Ansprüche des Versicherten gegen

die Beklagte habe das Land schon durch eine Überleitungs«

anzeige vom 45„ Februar 1964 auf sich übergeleitet° Diese

Anzeige sei auch für die folgenden Behandlungszeiträume

wirksam gebliebeno Im übrigen habe das Land gegen die Be—

klagte auch einen allgemeinen öffentlich—rechtlichen Er—

stattungsanspruch erworben° Der Kläger beantragt‚ die

Beklagte unter Änderung des angefochtenen Urteils zur

Zahlungweiterer 5J125‚58DMzu verurteilen° '

Die Beklagte hat Anschlußrevision eingelegt° Mit ihr

beantragt sie die Abweisung der Klage auch insoweit,

als das LSG ihr stattgegeben hat° Ihrer Ansicht nach
steht dem Kläger kein Ersatzanspruch zu‚ weil nach einer

Bestimmung ihrer Versicherungsbedingungen (@ 41 Nr„ 3

Buchst° b) nichtversicherungspflichtige Mitglieder keine

Leistungsansprüche für Krankenhauspflege und Heilstätten

behandlung hätten, deren Kosten nach dem BSHG von anderer
Seite zu tragen seien° Im Falle des Landesbeamten B° sei

Kostenträger der Kläger als Dienstherr gewesen°

Beide Beteiligten haben einer Entscheidung ohne münd—
liche Verhandlung zugestimmt°
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Die Revision des Klägers ist unbegründet° Das LSG hat ihm

einen Ersatzanspruch wegen der für Zeiten zwischen dem

13‚ Juni 1962 und dem 6° März 1964 aufgewendeten Behan—

lungskosten mit Recht versagt°

Dabei kann es für die Entscheidung des Rechtsstreits offen—

bleiben, ob der Kläger, wie das LSG angenommen hat9 die

streitigen Behandlungskosten als Sozialhilfeträger über-

nommen hat — dafür sprechen in der Tat Kopf und Inhalt der

an die Beklagte gerichteten Schreiben des Klägers — oder

ob man der Ansicht des Klägers folgt‚ er habe die Tbc—Hilfe

als Dienstherr des erkrankten
.

Beamten geleisteto Im ersten

Fall wäre der Ersatzanspruch des Klägers, wie das LSG zue

treffend ausgeführt hat, nach 5 59 BSHG aF in Verbindung

mit 55 1551 ff EVO zu beurteilen; er hätte deshalb auch

der in 5 1539 RVObestimmten Ausschlußfrist von sechs
Monaten nach Ablauf der Unterstützung unterlegen„ Da der

Kläger seinen Ersatzanspruch für die genannte Zeit erst

lange nach Fristablauf — im Mai 1967 — angemeldet hat,
(”I

wäre der Anspruch nach 3 1559 EVO ausgeschlossen°

Hätte der Kläger dagegen die Behandlungskosten als Dienst—

herr nach @ 127 BSHG in Verbindung mit dem einschlägigen
Landesrecht getragen, so würde zwar dem Ersatzanspruch

nicht 5 1559 RVO entgegenstehen, da für Ansprüche des
Dienstherrn die ä€ 1551 ff RVG nicht gelten; diese Vor—

schriften sind insoweit weder über 5 59 BSHG, der in
5 127 Abs„ 4 BSHG ausdrücklich nicht mitgenannt ist„ noch
über $ 1541 RVG anwendbar‚ der unter—den Trägern der Tbc—

Hilfe nur die Sozialhilfeträger erwähnt° Als Anspruchs—

grundlage käme dann vielmehr nur eine Überleitung von
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Ansprüchen des Versicherten auf den Dienstherrn nach

5 90 BSHG oder der allgemeine öffentlich-rechtliche

Erstattungsanspruch in Betracht" In beiden Fällen wäre

indessen der Ersatzanspruch des Klägers unter dem Gesichts—

punkt der Verjährung unbegründet„

Nach 5 225 Abs„ 1 EVO verjähren Ansprüche auf Kassen—

leistungen in zwei Jahren nach dem Tage ihrer Ent—

stehung° Diese Vorschrift ist auch anwendbar‚ wenn_An—
sprüche eines Versicherten auf einen Dritten übergeleitet

werden oder dieser wegen Unterstützung des Versicherten

einen Ersatzanspruch gegen die Krankerkasse erhebt;

denn das Schutzbedürfnis der Krankenkasse ist nicht ge—

ringer, wenn sie, anstatt vom Versicherten; von einem

Dritten in Anspruch genommen wird {vglo’BSG 24, 260‚

262 zur entsprechenden Anwendung des % 225 Abs° 1 RVG

auf Ersatzforderungen von Krankenkassen)° Als der Kläger

seinen Ersatzanspruch für die Behandlungszeiten zwischen

dem 45° Juni 4962 und dem 6„ März 1964 im Mai 1967 erst—

mals bei der Beklagten geltend machte, war die zwei—

jährige Verjährungsfrist bereits abgelaufen° Darauf hat

sich die Beklagte auch berufen‚ in dem sie dem Kläger

vor dem LSG — unter dem damals im Vordergrund der Er—

örterungen stehenden rechtlichen Gesichtspunkten des

S 4559 RVO — entgegengehalten hat? er habe seinen Er—
satzanspruch nicht rechtzeitig verfolgt„

Unbegründet ist andererseits auch die Anschlußrevision

der Beklagten, mit der sie sich gegen ihre Verurteilung

zur Befriedigung eines Ersatzan3pruchs des Klägers für

diexßdmndlungszeit vom 26° Juli bis zum 19° Juni 1965

wendet° Wie der Senat schon im Urteil vom 24„ Mai 4972

\SOZR Nr° 54 zu 5 184 RVG) für den zeitlichen Geltungs—

bereich des BSHG entschieden hat, ist die von der Be—
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klagten angeführte Bestimmung ihrer Versicherungsbedin—

gungen, auf die sie die Ablehnung des Klaganspruchs in

der Sache allein stützt und stützen kann? nicht vereinbar

mit den Regelungen des BSHG über den Vorrang der von den

Trägern der Krankenversicherung zu gewährenden Kranken—
hauspflege° Das LSG hat deshalb dem — insOweit rechtzeitig

angemeldeten — Ersatzanspruch des Klägers mit Recht statt—

gegeben° Die Anschlußrevision der Beklagten ist unbe—

gründet.

‘Die Kostenentscheidung folgt aus % 495 SGG°
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